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Rechtsgutachten: Steuer ist rechtswidrig

Die Waffenbesitzsteuer, die nicht nur die Stadt
Stuttgart einführen wil l, ist rechtswidrig, un-
verhältnismäßig und wil lkürlich. Dies ist das
Ergebnis eines Rechtsgutachtens von Profes-
sor Johannes Dietlein von der Universität Düs-
seldor f ,  das der  DSB gemeinsam mit  dem
Forum Waffenrecht und dem Deutschen Jagd-
schutzverband (DJV) in Auftrag gegeben hat.
Das Gutachten wurde auf einer Pressekonfe-
renz mit DSB-Vizepräsident Jürgen Kohlheim
im Hause des DJV in Bonn vorgestellt.
Der Deutsche Schützenbund. der die Interes-
sen seiner  1,45 Mi l l ionen Mi tg l ieder  in  d ieser
Frage mit aller Entschiedenheit vertritt, sieht

rS g/zoro osz

sich in seiner Auffassung bestätigt, dass das
von der Stadt Stuttgart angestrebte Ziel, den
Jahrhunderte alten Schießsport zu strangu-
lieren, nicht mit der Waffenbesitzsteuer er-
re ichtwerden kann.
Für e ine kommunale Steuererhebung fehle,  so
das Gutachten, bereits der örtl iche Bezug.
da das Waffengesetzt nicht vorschreibt, dass
die rechtmäßig erworbenen Waffen auch am
Wohnort aufbewahrt werden müssen. Mit der
g le[chen Logik könnte man auch dazu über-
gehen,  Tennisschläger  oder  Fußbäl le  zu be-
steuern. Das Forum Waffenrecht und die an-
geschlossen Verbände bestreiten darüber hi-

naus,  dass s ich durch d ie kommunale Len-
kungssteuer ein Plus an Sicherheit erzielen
lässt, da insbesondere die Zahl i l legaler Waf-

fen dadurch n icht  s inkt .  Gle ichzei t ig  werden

legale Waffenbesitzer über Gebühr belastet.
Die legalen Waffenbesitzer wehren sich ent-

schieden dagegen,  dass je tz t  unter  dem Deck-

mäntelchen der Gewaltprävention Kommunen
planen, ihren Finanzhaushalt durch eine Waf-

fensteuer zu sanieren.  Noch schärfere Ge-
setze oder neue Sieuern lehnen s ie a ls  völ l ig
wirkungslos ab.  Die Verbände appel l ieren
deshalb an die Stadt Stuttgart, von der ge-
planten Steuer Abstand zu nehmen.

Wa{fe{tsteaer in Stattgart * F{exeniagd au{
Spartschützen in ßeuem Gewasrd

Zwischen 1,2 und 1,8 Millionen

Euro iährlich (100 Euro ie Walle

)erhofft sich die Stadt Stuttgart

von der Einführung einer Waffen-

steuer ab dem 1. Januar, Mit die'

ser Steuer werden nach dem

HaushaltssicherungskonzePt der

Stadt alle belegt, die eine Waffe

besitzen.

Es geht nicht nur um die Erzielung von
Einnahmen, sondern auch darum, den
Besitz von Schusswaffen weniger at-
traktiv zu machen. Somit diene die Ein-
f ührung einer Waff enbesitzsteuer
auch der Verbesserung der öffentli-
chen Sicherheit.Ausgenommen wer-
den nur Sportschützen, die den
Schießsport als Leistungssport betrei-
ben, wei l  dies als Tei l  der al lgemeinen
Lebensführung anzusehen und damit
nichtzu besteuern ist. Bei den,,Hobby-

schützen" -  wie auch immer das abzu-
grenzen is t -  s te l le  das Schießen e inen

..besonderen Aufwand zur Lebens-

führung dar" .
Hier  dar f  nun gelacht  werden,  wenn

die Sache nicht so traurig wäre. Denn

einen Zusammenhang von hohen Steu-

ern und innerer Sicherheit hat nun

noch n iemand behauptet ,  geschweige

denn bewiesen. Dieser dreiste Ver-

such e iner  Abzocke verkennt  grundle-

gend, dass das Sportschießen mit ei-

nem Sportgerät durchgeführt wird, im

viertgrößten deutschen Spitzensport-
verband eben einer Schusswaffe. Die

Sportausübung -  ob Segler  oder  Gol f -

spieler, Rennradfahrer oder Kanute *

gehört  aber  generel l  zu dem nicht  be-

steuerbaren a l lgemeinen Lebensauf-

wand,  und zwar unabhängig vom kon-

kreten Sportgerät.
Die SPD Stuttgart meint in einem 0ffe-

nen Brief: ,,Allerdings sehen wir darin

keine Prävention gegen Amokläufe."

Zugleich begrüßt sie die positive Stel-

lungnahme des Vorsitzenden der Stif-

tung, ,Akt ionsbündnis Amoklauf  Win-

nenden",  Hardy Schober,  der  seinen

Feldzug gegen iedweden Waffenbesitz

unbeirrt f0rtsetzt. So sieht die SPD

wohl doch die Waffenbesitzer ,,von
vornherein a ls  schlechte Menschen

oder Gefahr"  an,  wenn s ie den b is lang

unbekannten Grundsatz e infÜhrt , ,Je

weniger Waffen im Umlauf sind, desto

s icherer  is t  das Leben."
Der Deutsche Schützenbund wird die

Sanierung öffentl icher Haushalte auf

Kosten der Sportschützen nicht taten-

los h innehmen. Er  hat  -  mi t  anderen

Verbänden - ein Rechtsgutachten bei

einem namhaften Universitätsprofes-

sor in Auftrag gegeben, um die Recht-

mäßigkeit einer solchen Steuer prüfen

zu lassen. Daneben bleibt betroffenen

Sportschützen nur der iuristische Weg
gegen entsprechende Steuerbeschei-
de und -  im pol i t ischen Raum -  das

Kreuzchen bei  Wahlen an der  r icht igen

Stel le  zu machen.  I




